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Drudksadie 540 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Entschädigung der Mitglieder des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Mitglieder des Bundestages haben 
für die Dauer ihrer Mitgliedsdiaft im Bundes- 
tag und die folgenden zwei Wochen das Recht 
der freien Benutzung aller Verkehrsmittel der 
Deutsdien Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost. Im halle der Auflösung des Bun- 
destages steht ihnen das Redit bis zum Ablauf 
des vierzehnten Tages nach der Neuwahl zu. 

(2) Der Präsident, seine Stellvertreter und 
die Mitglieder und stellvertretenden Mitglie- 
der des ständigen Ausschusses gemäß Arti- 
kel 45 des Grundgesetzes haben dieses Recht 
bis zum Ablauf des viezchnten Tages nach 
dem Zusammentritt des neuen Bundestages. 

(3) Die Mitglieder des Bundestages erhalten 
vom Beginn des Monats, in dem die Mitglied- 
schaft im Bundestag erworben wird, für die 
Dauer der Mitgliedschaft eine Aufwandsent- 
schädigung von monatlich 750 Deutsche Mark. 
Sie ist im voraus zu zahlen. Während der 
Wahlperiode ausscheidende Mitglieder erhal- 
ten die Aufwandsentschädigung bis zum Ende 
des Monats, in dem sie ausgesdiieden sind. 
Mitglieder, die infolge des Ablaufs der Wahl- 
periode oder der Auflösung des Bundestages 
die Mitgliedschaft im Bundestag verlieren und 
nicht wieder gewählt werden, erhalten dar- 
über hinaus für weitere drei Monate Über- 
gangsgeld InEIölic der Aufwandsentschädigung. 

§ 2 

y^l) bür die Teilnahme an Sitzungen des 
Bundestages, des Ältestenrates, des Vorstan- 


des, der Ausschüsse, der Fraktionen und Frak- 
tion svorstände erhalten die Mitglieder des 
Bundestages für jeden Tag ihrer Anwesenheit, 
die gemäß 5 3 Abs. 1 Satz 2 nachgewiesen 
ist, ein Tagegeld von 30 Deutsche Mark, 

(2) Tagegeld wird auch gewährt für die 
Teilnahme an Besprechungen, Besichtigungen 
und dergleichen, an denen ein Mitglied im 
Auftrag des Bundestages oder mit Zustim- 
mung des Präsidenten tcilnlmmt. 

(3) Das gleiche gilt weiter für Tage, an 
denen die Tätigkeit eines Mitgliedes des Vor- 
standes des Bundestages auf Grund einer ihm 
vom Präsidenten übertragenen Aufgabe, die 
Tätigkeit der Fraktionsvorsitzenden, deren 
Stellvertreter, der parlamentarischen Frak- 
tionsgeschäftsführer, der Vorsitzenden der 
Ausschüsse oder das Referat eines Bericht- 
erstatters oder Mitberichterstatters die An- 
wesenheit am Sitz des Bundestages erfordert. 
Das Nähere bestimmt der Präsident Im Be- 
nehmen mit dem Ältestenrat. 

(4) Das gleiche gilt für die zur An- und Ab- 
reise notwendigen Tage sowie für die Über- 
brückungstage, die zwischen zwei Sitzungs- 
tagen liegen, mit folgender Maßgabe: 

Mitglieder, deren Wohnort bis zu 50 Stra- 
ßenkilometer vom Sitz des Bundestages 
entfernt liegt, haben keinen Anspruch auf 
Tagegelder für An-, Abreise- und Über- 
brückungstagc. 

Mitglieder, deren Wohnort mehr als 50 bis 
zu 250 Straßenkilometer vom Sitz des 
Bundestages entfernt liegt, haben Anspruch 
auf halbe Tagegelder für A.n- und Abreise- 
tag und, falls ein Tag zwischen zwei 
Sitzungsragen liegt, auf ein Ubcrbrückungs- 
tngcgeld. 
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Mitglieder, deren Wohnort mehr als 
250 StraßenJiilometer vom Sitz des Bundes- 
tages entfernt liegt, haben Anspruch auf 
je ein volles Tagegeld für An- und Abreise- 
tag und, falls bis zu zwei Tagen zwischen 
zwei Sitzungen liegen, auf bis zu zwei 
Überb rückungstagegelder. 

§ 3 

( 1 ) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des 
Bundestages der Vollsitzung ferngeblieben ist, 
wird ein Betrag von V 3 Q der Aufwandsent- 
schädigung abgezogen. Die Anwesenheit wird 
durch Eintragung in die Anwesenheitsliste, 
durch Amtieren als Präsident oder Schriftfüh- 
rer, durch im Protokoll vermerktes Wort- 
ergreifen oder durch Teilnahme an einer 
namentlichen Abstimmung nachgewiesen. 

( 2 ) Dieser Abzug findet nicht statt, wenn 
das Mitglied am gleiclien Tag an der Sitzung 
eines Ausschusses als Mitglied oder in Stell- 
vertretung teilgenommen hat. Der Abzug 
unterbleibt ferner, wenn ein Mitglied durch 
eine Tätigkeit im Aufträge des Bundestages 
verhindert Ist, an einer Vollsitzung teilzu- 
nehmen. 

(3) Das gleiche gilt, wenn einem Mitglied 
gemäß § 18 der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages Urlaub erteilt worden ist. 
Der Präsident erläßt im Benehmen mit dem 
Ältestenrat Richtlinien für die Erteilung von 
Urlaub. 

(4) Einem Mitglied, das an einer nament- 
lichen Abstimmung nicht teilnimmt, wird ein 
Betrag von V 30 der Aufwandsentschädigung 
abgezogen. Dies gilt nicht, wenn dieser Ab- 
zug schon gemäß Absatz 1 erfolgt Ist oder 
in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 oder des 
Absatzes 3. 

§4 

Ein Mitglied des Bundestages darf, wenn es 
auch Mitglied eines anderen parlamenta- 
rischen Organs ist und beide Körperschaften 
am gleichen Tage versammelt sind, nur bei 
einer dieser Körperschaften Tagegeld bezie- 


hen. Audi darf es in dieser Eigenschaft wäh- 
rend der Dauer seiner Bereditigung zur Frei- 
fahrt keine Eisenbahnfahrkosten annehmen- 

§ 3 

Unkosten, die den Mitgliedern des Bundes- 
tages in Ausübung ihres Mandates erwachsen, 
werden nach Maßgabe von Ausführungs- 
bestimmungen zu diesem Gesetz erstattet. Die 
Ausführungsbestimmungen erlälst der Präsi- 
dent im Benehmen mit dem Ältestenrat; sie 
werden veröffentlicht. 

§ 6 

Der Präsident des Bundestages kann mir 
Zustimmung des Fiaushaltsausschusscs die 
Mitglieder des Bundestages gegen Unfall ver- 
sichern. 

§ 7 

Ein Verzicht auf die Aufwandsentschädi- 
gung ist unzulässig. Die Ansprüche aus die- 
sem Gesetz sind nicht übertragbar. 

§ 8 

( 1 ) Stirbt ein Mitglied des Bundestages, so 
erfolgen die Zahlungen an den Ehegatten oder 
sonst an FFinterblicbene, ohne daß ein Erb- 
recht nachgewiesen zu werden braucht. An 
wen die Zahlungen zu leisten sind, bestimmt 
der Präsident des Bundestages. 

( 2 ) Es werden gezahlt die für den Sterbe- 
monat anfallenden Vergütungen, ferner die 
Aufwandsentschädigung nach § 1 Nr. 2 bis 
zum Ende des dritten Kalendermonats, der 
auf den Monat folgt, in dem das Mitglied des 
Bundestages verstorben ist. 

§9 

Das Gesetz tritt am 1. Juni 1954 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die 
Entschädigung der Mitglieder des Bundestages 
vom 15. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 215) 
außer Kraft. 


Bonn, den 22. Mai 1954 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haaslcr und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 





Bcgrümdung 


A. Allgemeines 

Der Ausgangspunkt des vorliegenden Gesetz- 
entwurfes, der van allen fünf Fraktionen ein- 
gebracht wird, ist die Bestimmung des Art. 48 
Abs. 3 GG. In diesem Artikel wird festge- 
legt, daß die Abgeordneten des Bundestages 
Anspruch auf eine angemessene, die Unab- 
hängigkeit sichernde Entschädigung haben. 

Seit Erlaß des Gesetzes über die Entschädi- 
gung der Mitglieder des Bundestages vom 
15. Juni 1950 hat sich die allgemeine wirt- 
schaftlidte Lage in der Bundesrepublik aber 
auch im besonderen die Tätigkeit der Abge- 
ordneten des Bundestages so entwickelt, daß 
die damals als ausreichend erachteten Ent- 
schädigungssätze nicht mehr der Bestimmung 
des Art. 48 GG entsprechen. 

Es hat sich gezeigt, daß das Mandat eines 
Bundestagsabgeordneten diesen ln steigendem 
Alaße in Anspruch nimmt, so daß praktisch 
viele Abgeordnete ihren Beruf unzureidiend 
und teilweise nur mit Elilfe einer von ihnen 
zu bezahlenden Ersatzkraft ausüben können. 
Für die hierdurch entstehenden Ausfälle muß 
die Aufwandsentschädigung Ersatz bieten, 
wobei zu sagen ist, daß in den meisten Fällen 
auch der jetzt vorgesehene erhöhte Betrag 
von 750 DM statt bisher 600 DM kein voll- 
gültiger Ersatz ist. 

Es gibt auch zahlreidie Abgeordnete, die 
überhaupt keine beruflichen oder sonstigen 
Einkünfte haben und daher in vollem Um- 
fang auf die Abgeordnetenbezüge angewiesen 
sind. 

Schließlidi haben sich alle Einkommen seit 
Anfang 1950, der Zeit, in der das Gesetz 
über die bisherigen Bezüge der Abgeordneten 
beschlossen wurde, nicht unbeträchtlich er- 
höht. 

Aus diesen verschiedenen Gründen sind die 
Fraktionen des FFauses übereinstimmend zu 
der Überzeugung gekommen, daß eine Auf- 
besserung der Aufwandsentschädigung von 
600 DM auf 750 DM angemessen ist. 

Nach den bisherigen Ausführungsbestimmun- 
gen, die der Präsident des Bundestages auf 
Grund von § 5 des Gesetzes erlassen hatte, 
standen den Mitgliedern des Bundestages 
ferner als Ersatz für ihre Unkosten Pauschal- 
beträge von Insgesamt 500 DM zur Verfü- 
gung. Es hat sich erwiesen, daß auch diese 
Beträge nicht ausreichen. Die erfreulich zu- 


nehmende Inanspruchnahme der Abgeord- 
neten seitens der Wähler und die bisher sich 
ständig steigernde Tätigkeit im Bundestag 
machen es in der Regel notwendig, ein eige- 
nes Sekretariat, sei es am Sitz des Bundestages 
oder am Wohnsitz, zu unterhalten. Die hierfür 
erforderlichen Kosten für Fdilfskraft, Miete, 
Material, Porto usw., wie auch z. B. die Kosten 
für Autofahrten im Wahlkreis, werden durch 
die bisherigen Beträge nicht gedeckt. Eine 
individuelle Unkostenerstattung ist aus tech- 
nischen Gründen nicht möglich, infolgedessen 
muß es bei einer Pauschallösung verbleiben. 
Angemessen sind 700 DM. 

Im übrigen wurde das Gesetz vom 15. Juni 
1950 in einigen Punkten technisch geändert 
und im ganzen neu gefaßt. 

B. Im einzelnen 

Gegenüber dem Gesetz vom 15. Juni 1950 
ergeben sich folgende Änderungen: 

Zu § 1 Abs. 1 

Die Frist von acht Tagen hat sich als zu kurz 
erwiesen, sie soll daher den Bedürfnissen ent- 
sprechend auf zwei Wochen verlängert w^erden. 
Der Ausdruck „im Falle einer Neuwahl“ muß 
ersetzt werden durch den Ausdruck „im Falle 
der Auflösung des Bundestages“, denn auf 
diesen Fall bezieht sich § 1 Abs. 1 Satz 2. 

Zu § 1 Abs. 2 

Für den Präsidenten, seine Stellvertreter und 
die Mitglieder und stellvertretenden Mit- 
glieder des ständigen Ausschusses gemäß 
Art. 45 GG mußte eine besondere Bestim- 
mung getroffen w^erden (§ 131 der Geschäfts- 
ordnung). 

Zu § 1 Abs. 3 

Flier v/aren folgende Änderungen erforderlich: 

Für den Beginn der Zahlung der Aufwands- 
entschädigung muß auf den Erwerb der Mit- 
gliedschaft im Bundestag (§ 47 des Wahlge- 
setzes) abgestellt werden, da damit die An- 
sprüche gemäß Art, 48 Abs. 3 Satz 1 des 
Grundgesetzes entstehen. 

Für die Beendigung des Anspruches auf Auf- 
wandsentsdiädlgung ist der Tag der Neuwahl 
unmaßgeblich. Der Anspruch auf Aufwands- 
entschädigung besteht für die Dauer der Mit- 


3 



gliedschaft und endet daher mit ihr. Es waren 
deshalb die Worte „bis zum Tage der Neu- 
wahl“ zu ersetzen durch die Worte „für die 
Dauer der Mitgliedsdiaft“. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen soll die Auf- 
wandsentschädigung vom Beginn des Monats, 
in dem die Mitgliedschaft im Bundestag er- 
worben wird, geleistet werden. 

Zu § 2 Abs, 1 

Es müssen der Ältestenrat und der Vorstand 
des Bundestages aufgeführt werden, da auch 
für die Teilnahme an Sitzungen dieser Organe 
des Bundestages unbestritten Anspruch auf 
Tagegeld besteht. 

Zu § 2 Abs. 2 

Die Neufassung trägt der tatsächlichen Übung 
Rechnung. 

Zu § 2 Abs. 3 

Es waren die Mitglieder des Vorstandes des 
Bundestages und die parlamentarischen Frak- 
tionsgeschäftsführer mit aufzuführen, weil 
auda deren Aufgaben häufig die Anwesen- 
heit am Sitz des Bundestages an sitzungsfreien 
Tagen bedingen. 

Die Durchführung der Bestimmungen des 
§ 2 Abs. 3 erfordern nähere Durchführungs- 
bestjmmungen, deren Erlaß zweckmäßiger- 
weise dem Präsidenten im Benehmen mit dem 
Ältestenrat übertragen wird. Daher war ^ 2 
Abs. 3 entsprechend zu ergänzen. 


Zu S 3 Abs. 1 

Die Möglichkeit, die Anwesenheit in einer 
Sitzung nachzuweisen, soll erweitert werden. 
Dem trägt Satz 2 Rechnung. 

Zu § 3 Abs. 2 

Satz 2 stellt klar, daß der Abzug ohne weite- 
res unterbleibt, wenn ein Mitglied durch eine 
Tätigkeit im Auftrag des Bundestages ver- 
hindert ist, an einer Vollsitzung teilzunehmen. 

Zu § 3 Abs. 3 

In § 3 Abs. 3 ist nunmehr bestimmt, daß der 
Abzug, abgesehen von den Fällen des Abs. 2 
nur unterbleibt, wenn dem Mitglied Urlaub 
gemäß § 1 8 der Geschäftsordnung erteilt ist. 
Es erschien unzweckmäßig, die näheren Vor- 
aussetzungen über die Urlaubserteilung im 
Gesetz zu regeln. Vielmehr soll es Aufgabe 
des Präsidenten sein, den Bedürfnissen ange- 
paßte Richtlinien im Benehmen mit dem 
Ältestenrat zu erlassen. 

Zu § 3 Abs. 4 

Dieser Absatz entspricht dem bisherigen § 3 
Abs. 3. Die Neufassung ist durch die Ände- 
rungen der vorangehenden Absätze bedingt. 

Zu §4 

Anstelle des Ausdruckes „öffentlich-rechtlidien 
Körperschaft“ wurde die genauere Bezeich- 
nung „parlamentarischen Organs“ gesetzt. 
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